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Zusammenfassung:
Mithilfe von AID:A 2019-Daten (Kuger, Prein, Linberg et al., 2020) untersucht dieser Bei-
trag den Einfluss motivationaler Faktoren auf die politische Partizipation junger Menschen. 
Theoretische Grundlage ist das Civic Voluntarism Model (Verba et al., 1995), welches drei 
Faktorenbündel zur Erklärung des politischen Engagements anführt: Ressourcen, Motiva-
tion und Netzwerke. Mit Regressionsanalysen werden diese Faktoren geprüft, wobei die 
Motivation im Zentrum steht. Der Beitrag erweitert die motivationale Dimension um latent 
antidemokratisch-autoritäre Einstellungen, die die Partizipationsbereitschaft minimieren 
können. Die Analysen bestätigen, welche zentrale Rolle die Motivation unter den Faktoren 
einnimmt, und dies sowohl bei Wahlbeteiligung als auch unkonventioneller politischer 
Partizipation. Politisches Interesse steht in einem signifikant positiven und eine antidemo-
kratisch-autoritäre Einstellung in einem signifikant negativen Zusammenhang mit beiden 
Beteiligungsformen.

Schlüsselwörter: Politische Partizipation, Civic Voluntarism Model, Politisches Interesse, 
antidemokratische Einstellung, autoritäre Einstellung, Wahlbeteiligung, unkonventionelle 
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Motivation matters. The impact of political interest and an antidemocratic-
authoritarian attitude on political participation of adolescents and young 
adults

Abstract:
Using AID:A 2019 data (Kuger, Prein, Linberg et al., 2020), this paper examines the role of 
motivational factors in the political participation of young people. The theoretical frame-
work is the Civic Voluntarism Model (Verba et al.,  1995), which suggests three sets of 
factors to explain political engagement: resources, motivation and recruitment networks. 
Regression analyses are used to examine these factors, focusing on motivation. This paper 
broadens the motivational dimension by including latent anti-democratic authoritarian atti-
tudes, which can diminish the willingness to participate. The analyses show that motivation 
plays a central role among the factors, both in election turnout and in unconventional po-
litical participation. Political interest has a strong positive and anti-democratic authoritarian 
attitudes have a strong negative correlation with both forms of participation.
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1	 Einleitung und  
Fragestellung

Die Güte und Legitimität von Demokratien 
ermisst sich nicht zuletzt daran, ob all ihre 
gesellschaftlichen Gruppen sich gleicherma-
ßen politisch beteiligen und auf diese Weise 
ihre Interessen, Präferenzen und Bedürfnis-
se kommunizieren (z. B. Verba, Schlozman 
& Brady, 1995). Vor diesem Hintergrund 
fokussiert sich dieser Beitrag auf die poli-
tische Partizipation von Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen. Zum einen ist diese 
bedeutsam, da junge Menschen spezifische 
Interessenlagen haben, die es gegenüber 
den älteren, zahlenmäßig überlegenen Ge-
nerationen zu verteidigen gilt. Zum ande-
ren erscheint „ein Blick auf den politischen 
Nachwuchs aus demokratietheoretischer 
Sicht besonders wichtig“ (Abendschön & 
Roßteutscher, 2016, S. 68), da davon aus-
zugehen ist, dass in der Jugend ausgeformte 
politische Orientierungen und Praxen über 
den Lebenslauf hinweg relativ stabil sind 
(Rippl, 2015, S. 735-737). Dieser Beitrag 
geht nun der Frage nach, welchen Einfluss 
die individuelle Motivation auf die politi-
sche Partizipation Jugendlicher und junger 
Erwachsener hat. Unter Bezugnahme auf 
das Civic Volutarism Model (Verba, Schloz-
man & Brady, 1995) steht das individuel-
le ‚Wollen‘, also die Motivation, auch im 
Vergleich zum ‚Können‘ (Ressourcen) und 
‚Gefragt werden‘ (Netzwerke) (Schlozman, 
Brady & Verba, 2018) im Zentrum des Inte-
resses. Dabei wird das Modell hinsichtlich 
der motivationalen Faktoren erweitert: Ana-
lysiert wird, ob neben dem politischen In-
teresse, das standardmäßig einen maßgebli-
chen Einfluss auf die politische Partizipation 
zeigt, auch eine latent vorhandene antide-
mokratisch-autoritäre Einstellung mit politi-
scher Partizipation korreliert. Die Erwartung 
ist, dass junge Menschen, die sich einen 
durchgreifenden Staat wünschen, eher auf 

Rückzug bedacht sind, sich wenig mit de-
mokratischen Grundprinzipien identifizie-
ren und infolgedessen kaum motiviert sind, 
sich aktiv für politische Ziele zu engagieren. 
Auf Basis von Daten des DJI-Surveys AID:A 
2019 (Kuger, Prein, Linberg et al., 2020) 
leistet die Untersuchung einen empirischen 
Beitrag in diesem gesellschafts- wie jugend-
politisch relevanten Forschungsfeld, indem 
mithilfe multivariater Regressionsanalysen 
die Rolle zuallererst der eigenen Motiva-
tion, aber auch von vorhandenen Ressour-
cen sowie der Eingebundenheit in sozialen 
Netzwerken bei der Entstehung politischen 
Engagements von jungen Menschen analy-
siert wird. 

2	 Politische Partizipation 
Jugendlicher und junger 
Erwachsener

Als politische Partizipation gelten Verhal-
tensweisen, die Bürger:innen freiwillig un-
ternehmen, um politische Entscheidungen 
auf den verschiedenen Ebenen des politi-
schen Systems zu beeinflussen (van Deth, 
2009; Woyke, 2021). In liberalen Demo-
kratien haben Bürger:innen in diesem Sinne 
„an array of options“ (Verba, Schlozman & 
Brady, 1995, S. 37), um sich aktiv politisch 
zu beteiligen und diese Partizipationsfor-
men lassen sich auf unterschiedliche Wei-
se weiter unterteilen. Der vorliegende Bei-
trag orientiert sich an der Unterscheidung 
zwischen konventioneller und unkonven-
tioneller Partizipation. Konventionelle Par-
tizipationsformen werden in der Literatur 
als wahl- und parteiorientierte Beteiligung 
beschrieben. Auf der anderen Seite werden 
weniger institutionalisierte Beteiligungs-
formen, die eher indirekt auf das politische 
System einwirken, als unkonventionelle 
Partizipation gefasst (vgl. u. a. Hadjar & Be-
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cker, 2007; Glavanovits, Gründl, Kritzinger 
et al., 2019; van Deth, 2001). 

Mit Blick auf Jugendliche und junge Er-
wachsene verweist der wissenschaftliche 
Diskurs zu politischer Partizipation auf eine 
ambivalente Entwicklung (Gille, Rijke, Dé-
cieux et al., 2016; Weiss, 2020): Einerseits 
wird jungen Generationen eine gestiege-
ne Politikverdrossenheit attestiert, die sich 
in geringerer Beteiligung an Wahlen und 
Parteiarbeit sowie niedrigerem politischem 
Interesse niederschlägt. Andererseits zeigt 
sich, dass Jugendliche und junge Erwach-
sene zunehmend neue, teilweise digitale 
Formen politischer Partizipation nutzen, um 
politischen Einfluss auszuüben. Schnaudt, 
Weinhardt und Liebig (2017, S. 190) weisen 
darauf hin, dass diese Entwicklungen durch-
aus im Einklang stehen, denn gerade die 
unkonventionellen, oft protestorientierten 
Partizipationsformen sind häufig Ausdruck 
einer fundamentalen Kritik am politischen 
System und können somit als Symptom po-
litischer Verdrossenheit gegenüber der etab-
lierten Politik und den damit verbundenen 
konventionellen Partizipationsformen inter-
pretiert werden. 

Jenseits dieser grundsätzlichen Debatte 
zeichnet der aktuelle Forschungsstand ein 
differenziertes Bild der politischen Aktivität 
junger Menschen. In der aktuellen Shell-Ju-
gendstudie 2019 geben 36% der befragten 
12- bis 25-Jährigen an, sich oft für soziale 
oder politische Ziele einzusetzen. Dieser 
Wert schwankt über die letzten fünf Shell-
Jugendstudien zwischen 2002 und 2019 
hinweg zwischen 33% und 40%, d. h. hier 
ist kein grundsätzlicher Rückgang zu erken-
nen. Jedoch erkennen die Autoren einen 
leichten Anstieg bei der Gruppe derer, die 
sich nie für soziale und politische Ziele ein-
setzen: Im Jahr 2019 bejahen dies 31% der 
Jugendlichen, an den vier Messzeitpunkten 
davor (seit 2002) liegt der Anteil hier jeweils 
zwischen 20% und 26% (Schneekloth & Al-
bert, 2019, S. 97-98). Bei den Bundestags-
wahlen weisen die unter 30-Jährigen zwar 
traditionell und auch aktuell eine unter-
durchschnittliche Wahlbeteiligung auf, bei 

der vergangenen Bundestagswahl im Jahr 
2021 zeigt sich jedoch für die Gruppe der 
21- bis 29-Jährigen eine auffällige Zunahme, 
die womöglich eine Kehrtwende bei der bis-
her abnehmenden Wahlbeteiligung dieser 
Altersgruppe darstellt (Der Bundeswahllei-
ter, 2022, S. 3). Auch bei über das Wählen 
hinausgehenden Beteiligungsformaten be-
stätigt sich, dass junge Menschen im Alter 
von 15 bis 29 Jahren bei der Wahrnehmung 
dieser Formate zum Teil unter dem Durch-
schnitt der Gesamtbevölkerung liegen, und 
zwar beim Warenboykott und bei den stark 
institutionalisierten und offiziellen Wegen 
der Einflussnahme (Politiker:innen kontak-
tieren, Mitarbeit in Partei), es zeigt sich al-
lerdings auch, dass diese Altersgruppe auf 
sehr spezifische Formen des politischen 
Meinungsausdrucks zurückgreift, wie die 
Teilnahme an einer Demonstration und das 
Tragen eines politischen Abzeichens, die 
bei der älteren Bevölkerung deutlich weni-
ger verbreitet sind (Schnaudt, Weinhardt & 
Liebig, 2017, S. 193-194). Zudem beteili-
gen sich Jugendliche und junge Erwachsene 
signifikant häufiger an Debatten im Internet 
(Gille, Rijke, Décieux et al., 2016, S. 184). 
Gerade in sozialen Netzwerken hat die po-
litische Beteiligung dabei einen eher sym-
bolisch-demonstrativen und expressiven 
Charakter (Kersting, 2016, S. 259).	  
Die Untersuchung politischer Partizipation 
mit Längsschnittdaten verweist darauf, dass 
das Ausmaß sowie die Art der politischen 
Beteiligung eher einem Alters- als einem 
Generationenkonflikt unterliegen. So deu-
ten auf ALLBUS-Daten basierende Analysen 
darauf hin, dass unkonventionelle Beteili-
gungsformen über die Generationen hin-
weg im jüngeren Lebensalter häufiger aus-
geübt werden (Hadjar & Becker, 2007) und 
auch die unterdurchschnittliche Wahlbetei-
ligung junger Erwachsener ist ein Muster, 
dass sich seit Beginn der Wahlstatistik stabil 
zeigt (Der Bundeswahlleiter, 2022, S. 3).
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3	 Individuelle Einflussfakto-
ren der politischen Partizi-
pation

Der vorliegende Beitrag untersucht den Ein-
fluss des politischen Interesses sowie einer 
antidemokratisch-autoritären Einstellung auf 
die politische Partizipation. Die Vermutung 
dieser Einflüsse lässt sich mithilfe des Civic 
Voluntarism Model (Verba, Schlozman & 
Brady, 1995) plausibilisieren, das als Stan-
dardmodell der Erklärung politischer Parti-
zipation auf Individualebene gelten kann. 
Das folgende Unterkapitel beschreibt das 
Modell daher in seinen Grundzügen. Im An-
schluss daran wird vertiefend argumentiert, 
wie sich die Einflüsse politischen Interesses 
und einer antidemokratisch-autoritären Ein-
stellung in das Grundmodell integrieren las-
sen. 

3.1	 Das Civic Voluntarism Model

Mit dem Civic Voluntarism Model (CVM) 
adressieren Verba, Schlozman & Brady 
(1995) die Frage, unter welchen Umständen 
Menschen nicht politisch aktiv werden. Die 
Kurzformel, die dem CVM zugrunde liegt, 
lautet: „because they can´t; because they 
don´t want to; or because nobody asked“ 
(Verba, Schlozman & Brady, 1995, S. 269). 
Das CVM benennt damit drei Komponen-
ten, die für die Erklärung politischer Par-
tizipation von hoher Relevanz sind: Res-
sourcen (resources), Motivation (political 
engagement) und Netzwerkeinbindungen 
(recruitment networks) (Verba, Schlozman 
& Brady, 1995, S. 269). Unter diese Kom-
ponenten lassen sich jeweils eine Reihe 
individueller Faktoren bündeln, welche die 
Partizipationswahrscheinlichkeit beeinflus-
sen. Faktoren der Makroebene sind in der 
Modellierung nicht enthalten.	

Das CVM ist eine Weiterentwicklung des 
sozioökonomischen Standardmodells (SES-
Modell), das im Grundsatz davon ausgeht, 
dass politische Aktivität mit dem sozio-
ökonomischen Status steigt (Verba & Nie, 
1972). Verba, Schlozman & Brady (1995, 

S. 19) betonen zwar noch immer die hohe 
Prognosekraft der aus dem SES-Modell ab-
geleiteten Faktoren (Einkommen, Bildungs-
niveau und beruflicher Status), halten deren 
Wirkung jedoch für nicht ausreichend inter-
pretiert. Indem das CVM expliziert, welche 
Mechanismen den Einfluss des sozioöko-
nomischen Status vermitteln, stellt es den 
Autoren zufolge eine theoretische Ausfor-
mulierung sowie Erweiterung des SES-Mo-
dells dar. 

Zu den Ressourcen zählen Verba, Schloz-
man und Brady (1995) Zeit, ökonomische 
Ressourcen und Civic Skills. Insbesondere 
für die Partizipation an institutionalisierten 
und regelmäßigen politischen Aktivitäten ist 
Zeit eine wichtige Voraussetzung. Ökono-
mische Ressourcen ermöglichen die direk-
te Unterstützung von politischen Parteien, 
Kandidat:innen oder Kampagnen, dies spielt 
aber für die politische Partizipation Jugend-
licher und junger Erwachsener in Deutsch-
land vermutlich eine eher untergeordnete 
Rolle. Unter Civic Skills werden verschie-
dene Fähigkeiten und Kompetenzen vor 
allem in den Bereichen Organisation und 
Kommunikation gefasst, die für politische 
Partizipation notwendig sind. Offensichtlich 
ist auch hier, dass diese Fähigkeiten umso 
relevanter sind, je stärker die Partizipations-
formen in organisierte Zusammenhänge 
wie beispielsweise Bürgerinitiativen ein-
gebettet sind. Im Unterschied zu Zeit und 
Geld können sich Civic Skills durch die poli-
tische Partizipation auch erhöhen. Mit Blick 
auf Jugendliche und junge Erwachsene in 
Deutschland wird daher erwartet, dass we-
niger materielle, sondern vor allem imma-
terielle, kompetenzbasierte Ressourcen die 
politische Partizipation erhöhen.

Zur motivationalen Voraussetzung poli-
tischer Partizipation zählen eine Reihe 
psychologischer Dispositionen, die als „in-
ternal stimuli to political activity“ (Verba, 
Schlozman & Brady, 1995, S. 343) fungie-
ren. Grundsätzlich geht es also einerseits 
um eine emotionale und kognitive Involvie-
rung in politische Themen, andererseits aber 
auch um die Überzeugung, dass die eigene 
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Beteiligung einen Einfluss oder Wert hat. In 
der Regel werden in diesem Zusammen-
hang das politische Interesse, politische In-
formiertheit und das Empfinden einer poli-
tischen Selbstwirksamkeit angeführt (s. z. B. 
Barkan, 2004, S. 916; Borucki, Masch & 
Jakobs, 2021, S. 32; Verba, Schlozman & 
Brady, 1995, S. 345).

Als dritte Komponente für die Erklärung 
politischer Partizipation nennen Verba, 
Schlozman und Brady (1995, S. 272-273) 
die Rekrutierungsmöglichkeiten zur Be-
teiligung, die vor allem innerhalb von so-
zialen Netzwerken stattfinden. Zwar stellt 
eine Aufforderung zur Partizipation durch 
Freund:innen, Verwandte und Bekannte 
keine notwendige Bedingung dar, sie kann 
jedoch bei vorhandenen Ressourcen und 
vorhandener Motivation den entscheiden-
den Anstoß zur Beteiligung geben (Borucki, 
Masch & Jakobs, 2021, S. 32). Es ist folg-
lich davon auszugehen, dass sich Jugendli-
che und junge Erwachsene in Deutschland 
umso stärker politisch beteiligen, je mehr 
sie in soziale Netzwerke eingebunden sind.

Noch immer wird das CVM regelmä-
ßig herangezogen, um Einflussfaktoren auf 
verschiedene Aspekte der politischen Par-
tizipation zu prüfen. Teilweise werden die 
drei Faktorenbündel dabei je nach Analyse-
ziel und Verfügbarkeit in den verwendeten 
Daten um weitere Einflussfaktoren erwei-
tert. Zum einen weisen diese aktuelleren 
Studien aus dem europäischen Raum nicht 
darauf hin, dass den sozioökonomischen 
Merkmalen eine derart zentrale Bedeutung 
bei der Erklärung politischer Partizipation 
zukommt, wie sie von den Autoren des 
CVM betont wird (z. B. Borucki, Masch & 
Jakobs, 2021; Kirbiš, Flere, Friš et al., 2017). 
Gerade auch bei Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen zeigt sich kein Einfluss des 
elterlichen Bildungsniveaus und des sub-
jektiv eingeschätzten sozioökonomischen 
Status der Familie, wie eine Analyse auf 
Basis eines repräsentativen Sample 15- bis 
29-Jähriger in Slovenien zeigt (Kirbiš, Flere, 
Friš et al., 2017). Zwar finden auch Eckstein, 
Jugert, Noack et al. (2015) in einer verglei-

chenden Analyse von Einflussfaktoren auf 
die politische Partizipation migrantischer 
und nicht-migrantischer Jugendlicher in 
Belgien, Deutschland und der Türkei nur 
wenige Effekte des sozioökonomischen 
Status auf die politische Partizipation, das 
elterliche Bildungsniveau zeigt hier jedoch 
einen signifikant positiven Zusammenhang 
mit der politischen Partizipation nicht-mi-
grantischer Jugendlicher in Deutschland.  
Deutlichere Hinweise lassen sich in den 
Analysen dafür finden, dass die Netz-
werkeinbindung die politische Partizipa-
tion beeinflusst (Eckstein, Jugert, Noack et 
al., 2015; Kirbiš, Flere, Friš et al., 2017).  
Mit Blick auf die Motivation zur politischen 
Partizipation verweisen die aktuellen Stu-
dien zum CVM auf die Bedeutsamkeit ver-
schiedenster Einflussfaktoren wie der inter-
nen politischen Selbstwirksamkeit (Borucki, 
Masch & Jakobs, 2021; Eckstein, Jugert, 
Noack et al., 2015; Glavanovits, Gründl, 
Kritzinger et al., 2019), des politischen Inte-
resses (Borucki, Masch & Jakobs, 2021; Kir-
biš, Flere, Friš et al., 2017), des Vertrauens 
in Parteien (Borucki, Masch & Jakobs, 2021) 
sowie prodemokratischer Orientierungen 
und postmaterialistischer Werte (Kirbiš, Fle-
re, Friš et al., 2017).

3.2	 Die motivationale Wirkung poli-
tischen Interesses und einer 
antidemokratisch-autoritären 
Einstellung

Das breite Spektrum an Variablen, das Ver-
ba, Schlozman & Brady (1995) mithilfe der 
drei Komponenten des CVM abgeleitet ha-
ben, ist, wie die Autoren selbst anmerken, 
nicht erschöpfend (Verba, Schlozman & 
Brady, 1995, S. 273). Ziel dieses Beitrags ist 
es, die Motivation zur Beteiligung genauer 
zu betrachten und dabei zu prüfen, ob poli-
tisches Interesse und eine antidemokratisch-
autoritäre Einstellung einen Einfluss darauf 
haben, ob sich Jugendliche und junge Er-
wachsene politisch beteiligen. Während das 
politische Interesse standardmäßig als zen-
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trale intrinsische Motivationskomponente 
behandelt wird, stellt die Integration der 
antidemokratisch-autoritären Einstellung 
eine Erweiterung des Modells dar. Grund-
legende Annahme ist hier, dass gerade auch 
die politische Partizipation, die ein Grund-
pfeiler von Demokratien ist, im Zusammen-
hang mit der Einstellung gegenüber der De-
mokratie als Staatsform steht und dass der 
Wunsch nach einem autoritären Staat auch 
mit einer passiven Haltung gegenüber dem 
politischen System einhergeht. Im Folgen-
den wird die vermutete Wirkung politischen 
Interesses und einer antidemokratisch-auto-
ritären Einstellung detailliert beleuchtet. 

Einer Definition von van Deth folgend 
wird politisches Interesse verstanden als 
„Grad der Aufmerksamkeit, den ein Indivi-
duum politischen Ereignissen zumisst“ (Van 
Deth, 2013, S. 273). Die klare analytische 
Abgrenzung von politischer Partizipation, 
also dem tatsächlichen politischen Handeln, 
die dieser Definition innewohnt, ist eine Vo-
raussetzung für die Untersuchung des Ein-
flusses politischen Interesses auf politische 
Partizipation (van Deth, 2013, S. 272-273). 
Zugleich ist das Interesse an Politik eine ko-
native Einstellungskomponente, das heißt, 
es ist handlungs- und verhaltensbezogen 
und kann den Anstoß zur politischen Parti-
zipation geben (Hadjar & Becker, 2007, S. 
416). Politisches Interesse wird als zentrale 
Voraussetzung für politische Partizipation 
betrachtet, weil es entscheidend dafür ist, ob 
politische Themen, Probleme und Prozesse 
überhaupt wahrgenommen und als bedeut-
sam erachtet werden (Verba, Schlozman & 
Brady, 1995, S. 345). Das politische Interes-
se geht somit einerseits mit einem erhöhten 
Wissen über politische Inhalte, aber auch 
über verschiedene Partizipationsmöglichkei-
ten einher, andererseits sorgt es dafür, dass 
bestimmte politische Ergebnisse als erstre-
benswert erachtet werden. Es gibt also auf 
vielfache Weise den Anstoß dafür, dass Men-
schen freiwillig Zeit, Geld oder Fähigkeiten 
– sprich ihre Ressourcen – investieren, um 
bestimmte politische Ziele zu erreichen.

1	 Ein indirekter Einfluss auf die Wahlbeteiligung wird hier für die Merkmale Altruismus, Schüchternheit und Selbstwirksamkeit festgestellt. 

Empirisch wurde der Zusammenhang von 
politischem Interesse und politischer Partizi-
pation vielfach untersucht. Neben dem all-
gemeinen Befund, dass politisches Interesse 
einen positiven Einfluss auf die Wahrschein-
lichkeit politischer Partizipation hat (Boru-
cki, Masch & Jakobs, 2021; Kirbiš, Flere, 
Friš et al., 2017; Verba, Schlozman & Bra-
dy, 1995), legen differenzierende Analysen 
nahe, dass sowohl konventionelle als auch 
unkonventionelle Partizipationsformen Ju-
gendlicher von deren politischen Interesse 
beeinflusst werden (Gille, Rijke, Décieux et 
al., 2016). Das politische Interesse erhöht 
überdies sowohl die politische Offline-Parti-
zipation als auch die politische Beteiligung 
innerhalb sozialer Netzwerke im Internet 
(Kim & Khang, 2014). Dabei ist den Ana-
lysen von Blais und Labbé St-Vincent (2011) 
zufolge davon auszugehen, dass das politi-
sche Interesse den Einfluss von Persönlich-
keitsmerkmalen1 auf die politische Partizipa-
tion vermittelt. Auch Quintelier & Hooghe 
(2011) bestätigen, dass politisches Interesse 
die politische Partizipation Jugendlicher 
erhöht, allerdings zeichnet ihre auf Panel-
daten basierende Untersuchung ein kom-
plexeres Bild des Zusammenhangs als die 
bisher genannten Studien, da sie aufzeigt, 
dass politische Partizipation wiederum das 
politische Interesse verstärkt. Entsprechend 
dieser Forschungslage ist zu erwarten, dass 
politisches Interesse junger Menschen ihre 
politische Partizipation erhöht.

Während also davon auszugehen ist, dass 
politisches Interesse die Motivation zur po-
litischen Partizipation erhöht, lässt sich für 
spezifische politische Einstellungen eher 
eine motivationsmindernde Wirkung er-
warten. Argumentiert wird, dass insbeson-
dere eine latent antidemokratisch-autoritäre 
Einstellung, also eine ablehnende Haltung 
gegenüber demokratischen Grundprinzipi-
en zugunsten autoritärer Staatsformen, zu 
einem Rückzug statt zu aktiver politischer 
Beteiligung führt, vor allem dann, wenn sie 
mit der egozentrischen Illusion verknüpft 
ist, eine „starke Hand werde das eigene 
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Interesse befördern und dabei dann noch 
irgendwie den allgemeineren Zusammen-
hang bewahren“ (Bock & Reinhardt, 2002, 
S. 735). Zum einen dürfte eine fehlende 
oder geringe Identifikation mit demokra-
tischen Normen und Werten generell mit 
einer geringeren Wahrnehmung oder An-
erkennung auch der eigenen staatsbürger-
lichen Pflichten einhergehen, zu denen 
insbesondere die politische Beteiligung 
zählt (Schöttle, 2019, S. 53). Eine negative 
Einstellung gegenüber der demokratischen 
Staatsform kann in diesem Sinne als fehlen-
der moralischer Anreiz zur politischen Par-
tizipation verstanden werden (Lüdemann, 
2001, S. 44). Zum anderen ist – dem Autori-
tarismusverständnis von Detlef Oesterreich 
(1993, 2000) folgend – gerade für autoritäre 
Einstellungsmerkmale eine eher passive und 
auf Rückzug bedachte Orientierung gegen-
über dem politischen System zu erwarten. 
Die autoritäre Persönlichkeit zeichnet sich 
dadurch aus, dass sie in unsicheren Situa-
tionen mit einer „Flucht in die Sicherheit“ 
(Oesterreich, 1993, S. 28) reagiert, indem 
sie sich der Autorität einer schutzbietenden 
Instanz unterordnet. Als ursächlich für die 
Habitualisierung dieser autoritären Reakti-
on, die im Kindesalter noch ein angemesse-
nes Verhalten darstellt, werden spezifische 
Erziehungsstile und Sozialisationsbedin-
gungen erachtet, welche die Entwicklung 
eigener Bewältigungs- und Konfliktlösungs-
strategien behindern (Oesterreich, 1993, 
2000). Autoritäre Persönlichkeiten sind (in 
unterschiedlichem Maße) gekennzeichnet 
durch Starrheit und Rigidität des Sozialver-
haltens und Denkens, Unselbstständigkeit, 
die Abwehr von Neuem und Fremdem so-
wie Feindseligkeit und identifizieren sich 
mit Macht und Stärke (Oesterreich, 2000, 
S. 83). Zum einen ist davon auszugehen, 
dass autoritäre Persönlichkeiten sich einen 
starken und ordnenden Staat wünschen 
und somit tendenziell zu antidemokratisch-
autoritären Einstellungen neigen. Zum an-
deren lassen die beschriebenen Merkmale 

erwarten, dass sie bei Unsicherheitsemp-
findungen und Überforderung eine passive 
und schutzsuchende Haltung einnehmen. 
Dies gilt gerade auch für den Bereich der 
politischen Partizipation, da politische The-
men, Abläufe und Zusammenhänge voraus-
setzungsvoll und komplex sind. Autoritäre 
Persönlichkeiten dürften daher deutlich 
seltener eigenverantwortlich und aktiv ver-
suchen, im Rahmen verschiedener Beteili-
gungsformen das politische System zu be-
einflussen.

Auch wenn es bisher keine Forschung 
zum Einfluss einer antidemokratisch-au-
toritären Einstellung auf politische Partizi-
pation gibt, zeigt sich aus der Befundlage, 
dass politische Einstellungen generell einen 
Einfluss auf das Ausmaß aktiver politischer 
Beteiligung haben können. So zeigen Blais 
und Labbé St-Vincent (2011), dass die Nei-
gung, wählen zu gehen, höher ist, wenn 
Menschen wählen als bürgerliche Pflicht er-
achten, und Kirbiš, Flere, Friš et al. (2017) 
stellen einen Zusammenhang zwischen ei-
ner prodemokratischen Einstellung und pro-
testorientierter politischer Partizipation fest. 
Angenommen wird also, dass eine antide-
mokratisch-autoritäre Einstellung mit einer 
geringeren politischen Beteiligung junger 
Menschen einhergeht.

4	 Eigene Analysen
Der empirische Teil dieses Beitrags zielt 
auf die Prüfung möglicher Einflussfaktoren 
auf die politische Partizipation junger Men-
schen ab, die sich aus dem Civic Volunta-
rism Model ableiten lassen. Im Rahmen 
multivariater Analysen werden daher Zu-
sammenhänge von Ressourcen-, Netzwerk- 
und Motivationsvariablen mit der unkon-
ventionellen politischen Partizipation sowie 
der Wahlbeteiligung untersucht.
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4.1	 Stichprobe, Design und Durch-
führung

Zur Beantwortung der Forschungsfragen 
wird für die Analyse die repräsentative 
AID:A-2019-Stichprobe2 des Deutschen 
Jugendinstituts e.V. herangezogen (Kuger, 
Prein, Linberg et al., 2020). Im Zeitraum 
von März bis November 2019 wurden hier-
bei in mehr als 6.100 Haushalten vor allem 
persönliche, computergestützte Interviews 
(CAPI) geführt. Zentrale Zielpersonen sind 
0- bis 33-Jährige (Kuger & Walper, 2021, 
S. 7).3 Neben Fragen zu den Lebenslagen 
und der Lebensführung von Kindern, Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen in 
Deutschland werden in AID:A 2019 um-
fassend die Einstellungen, Meinungen und 
die Selbstpositionierung der Zielpersonen 
erhoben. Die Daten wurden als Scientific 
Use File im Dezember 2020 interessierten 
Wissenschaftler:innen zur Verfügung ge-
stellt. Damit ist AID:A 2019 eine der weni-
gen Jugendstudien in Deutschland, die ihre 
Daten der Scientific Community zugänglich 
macht. Dies und die oben beschriebenen 
inhaltlichen Schwerpunkte machen AID:A 
2019 zu einer geeigneten Quelle, um die 
hier untersuchten Fragen mit aktuellen Da-
ten zu beantworten. 

Die gewichteten4 Verteilungen der rele-
vanten Merkmale der verwendeten Stich-
probe sind in Tabelle 1 zusammengetragen.

Die jungen Menschen in der vorliegenden 
Untersuchung (n = 4.648) sind hiernach im 
Mittel 25 Jahre alt, 50,3% von ihnen sind 
männlichen Geschlechts, 79,1% wohnen in 
Westdeutschland und 66,6% haben keinen 
Migrationshintergrund (bei 14,7% ist mind. 
ein Elternteil im Ausland geboren, 18,7% 
der Jugendlichen sind selbst im Ausland ge-
boren). Über die Hälfte der Jugendlichen 
(52,5%) hat das Abitur bzw. die Fachhoch-

2	 Für Details zur Stichprobenziehung, Befragungsverlauf und Repräsentativität siehe Kuger, Pötter und Quellenberg (2021).
3	 Ab dem Alter von 9 Jahren können die Zielpersonen schon Teile des Zielpersonen-Fragebogens selbst beantworten, ab dem Alter von 

12 wird der Zielpersonen-Fragebogen nur noch von den Jugendlichen ausgefüllt, den Erziehungsberechtigten wird nur noch der Eltern-
Fragebogen vorgelegt. Ab dem Alter von 18 Jahren entfällt schließlich auch der Eltern-Fragebogen, sodass alle Daten der Zielpersonen 
nur noch von ihnen selbst kommen.

4	 Die verwendete Gewichtungsvariable setzt sich aus einem Designgewicht (durch das Erhebungsdesign sind in den ungewichteten 
Daten größere Haushalte leicht überrepräsentiert) und einem Ausfallgewicht (nach Einwohnerzahl, Geburtsjahr, Nationalität, Anzahl 
der Privathaushalte, Gebäudetyp) zusammen und wurde zusätzlich nach Bildung (Randanpassung an die Verteilung der höchsten 
Bildungsabschlüsse im Haushalt nach dem Mikrozensus 2018) kalibriert (Braun, Kuger, Pötter et al., 2021).

5	 Gab es bei einem der neun Items fehlende Angaben (Item-Nonresponse), so erhielten diese Fälle auch beim Summenindex eine 
Missing-Codierung und gingen damit nicht in die Analyse ein.

schulreife oder strebt einen dieser beiden 
Bildungsabschlüsse an. Bei einer Auswahl 
von neun möglichen unkonventionellen Be-
teiligungsformen wählen die Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen durchschnittlich 
knapp zwei Partizipationsformen. Von der 
Subgruppe der Volljährigen in unserem 
Sample haben sich knapp 67% schon ein-
mal an Wahlen beteiligt.

4.2	 Messinstrumente

Die politische Partizipation junger Menschen 
wird in AID:A 2019 durch 11 Einzelitems mit 
der übergeordneten Frage „Was haben Sie 
in den letzten 12 Monaten gemacht, um 
in politischer Hinsicht Ihren Standpunkt 
zur Geltung zu bringen bzw. Einfluss zu 
nehmen?“ erfasst. Die Antwortvorgaben 
umfassen verschiedene Offline- und On-
line-Beteiligungsformen. Zur unkonven-
tionellen politischen Beteiligung sind die 
Antworten „Sich in Versammlungen an öf-
fentlichen Diskussionen beteiligen“, „Mit-
arbeit in einer Bürgerinitiative“, „Teilnahme 
an einer Demonstration“, „Beteiligung an 
einer Unterschriftensammlung“, „Aus politi-
schen, ethischen oder Umweltgründen Wa-
ren boykottieren oder kaufen“, „An einer 
Online-Protestaktion beteiligen“, „Sich im 
Internet aktiv an politischen Diskussionen 
beteiligen“, „Selbst eine Online-Petition 
starten“ sowie „Auf Facebook, Twitter oder 
in anderen sozialen Netzwerken die Mei-
nung zu politischen Themen äußern“ zu-
zuordnen. Aus diesen neun Items wird ein 
Summenindex erstellt, der eine Ausprägung 
zwischen 0 (= keine der Beteiligungsformen 
in den letzten 12 Monaten wahrgenommen) 
und 9 (= alle abgefragten Formen der Parti-
zipation wahrgenommen) annehmen kann.5 
Die Wahlbeteiligung (ab 18 Jahren) wird als 



13Motivation matters

Dummy-Variable (1 = ja) kodiert, um den 
Einfluss der unabhängigen Variablen auf 
diese grundlegende Form der politischen 
Beteiligung zu prüfen.6

Die Prädiktoren entsprechen dem oben 
beschriebenen Civic Voluntarism Model 
und werden deshalb in drei Kategorien ein-
geteilt: Motivation, Netzwerke und Ressour-
cen. Das zentrale Augenmerk liegt hierbei 
bei den motivationalen Faktoren, für deren 
Erfassung das politische Interesse und die 

6	 Die Beteiligungsform „In einer Partei aktiv mitarbeiten“, die ebenfalls erhoben wird und der konventionellen Partizipation zuzurechnen 
ist, wird nicht in die Analysen miteinbezogen, weil es hier insgesamt zu wenig bejahende Fälle gibt und sie nicht mit der Wahlbeteiligung 
auf einen Faktor lädt.

Zustimmung zum Starke-Hand-Item heran-
gezogen wird. Das politische Interesse wird 
mit der Frage „Wie stark interessierst Du 
Dich für Politik?“ erhoben, die Befragten 
können sich hier mithilfe einer 5-stufigen-
Antwortskala (sehr stark/stark/mittel/wenig/
überhaupt nicht) selbst verorten. Zur Mes-
sung einer antidemokratisch-autoritären 
Einstellung werden die Adressaten danach 
gefragt, inwiefern sie der Aussage „Ich bin 
gegen eine Diktatur, aber eine starke Hand 

Min Max % M SD n
Kriterien
Unkonventionelle politische Partizipation 0 8 1.63 1.79 4622
Beteiligung an Wahlen (ab 18 Jahren) 4020
  0 = nein 33.1
  1 = ja 66.9
Prädiktoren
Zustimmung zur ‚starken Hand‘ 1 6 3.15 1.68 4519
Politisches Interesse 1 5 3.02 1.09 4643
(Angestrebter) Schulabschluss  4479

1 = ohne Abschluss/ Hauptschulabschluss (Ref.) 18.6
  2 = Realschulabschluss/ Mittlere Reife 28.9
  3 = (Fach-)Abitur/Fachhochschulreife 52.5
Nettoäquivalenzeinkommen des Haushalts 0 18000 1788.98 1497.71 4311
ISEI der Eltern   11.74 88.96 50.92 20.63 4439
nicht-politische Vereinsaktivitäten 0 6 .62 .82 4639
Anzahl Freund:innen 0 50 4.94 4.05 4630
Kontrollvariablen
Alter  16 33 25.11 4.99 4648

0 = 16-19 (Ref.) 17.8
1 = 20-25 32.1
2 = 26-33 50.1

Geschlecht  4646
0 = männlich (Ref.) 50.3

  1 = weiblich 49.7
Wohnregion 4648

0 = Westdeutschland (Ref.) 79.1
1 = Ostdeutschland + Berlin 20.9

Migrationshintergrund  4596
1 = kein Migrationshintergrund (Ref.) 66.6
2 = mind. ein Elternteil im Ausland geboren 14.7
3 = selbst im Ausland geboren 18.7

Anmerkungen. Quelle: AID:A 2019, gewichtete Daten, eigene Berechnungen.

Tabelle 1 
Deskriptive Statistik
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müsste mal wieder Ordnung in unseren 
Staat bringen“ zustimmen. Die Formulie-
rung dieses Items wirkt sozial erwünschtem 
Antwortverhalten entgegen und zielt darauf 
ab, „autoritäre Staatsvorstellungen“ (Bock & 
Reinhardt, 2002, S. 734) aufzudecken bzw. 
kann vorsichtig „in Richtung eines antide-
mokratischen Potenzials“ (Gille & Milbradt, 
2021, S. 104) interpretiert werden. Für die 
Beantwortung wird hier eine 6-stufige-Ant-
wortskala (1 = “stimme voll und ganz zu“ 
bis 6 = “stimme überhaupt nicht zu“) vor-
gehalten. Beide Variablen werden für die 
Logik der Analyse umgepolt, d.  h. hohe 
Ausprägungen stehen für ein starkes Inter-
esse an Politik bzw. eine hohe Zustimmung 
zur ‚starken Hand‘.

Um die Netzwerkeinbindungen der jun-
gen Menschen abzubilden, werden die nicht 
primär politisch ausgerichteten Vereinsakti-
vitäten in die Untersuchung aufgenommen. 
Die Jugendlichen bzw. jungen Erwachsenen 
werden hierfür gefragt, ob sie in einem (1) 
Sportverein, (2) einer religiösen Gruppe, (3) 
einem Heimat-, Bürger- oder Schützenver-
ein, (4) einem Gesangs- bzw. Musikverein 
oder Theatergruppe, (5) der Feuerwehr, dem 
THW, DLRG o.ä. sowie (6) einem anderen 
Verein oder Verband aktiv sind. Aus diesen 
sechs Angaben wird ein Summenindex ge-
bildet. Zudem werden die Zielpersonen 
gefragt, wie viele gute Freund:innen sie ha-
ben. Diese Angabe geht als metrische Vari-
able zur Anzahl der Freund:innen ebenfalls 
in die Analyse ein. 

Unter Ressourcen verstehen Verba, 
Schlozman & Brady (1995, S. 288-291) 
Geld, Zeit und bürgerschaftliche Kompe-
tenzen (civic skills). Zur Erfassung der Res-
sourcen wird der Schulabschluss bzw. der 
derzeit anvisierte Schulabschluss für jene 
jungen Menschen, die sich noch im Bil-
dungssystem befinden, herangezogen. Für 
die Analyse wird eine dreistufige Variable 
gebildet: 1 = ohne Abschluss/Hauptschul-
abschluss, 2  =  Realschulabschluss/Mittle-

7	 Der International Socio-Economic Index of Occupational Status (ISEI) nach Ganzeboom et al. (1992) ist eine hierarchisch strukturierte 
Skala zum sozio-ökomischen Status, die auf Basis von Einkommen, Bildung und Beruf gebildet wird. Der hier eingesetzte ISEI der 
Eltern verwendet die Angabe des Elternteils, welches auf die Frage geantwortet hat und unter den beiden Nennungen, wenn zwei An-
gaben vorlagen, den höheren ISEI aufwies.

re Reife sowie 3  =  (Fach-)Abitur/FH-Reife. 
Außerdem ergänzt das Haushaltsnettoäqui-
valenzeinkommen der Zielpersonen die 
Analyse bezogen auf Ressourcen. Zusätz-
lich wird der sozioökonomische Status der 
Eltern mithilfe des ISEIs in die Analyse in-
tegriert.7 Das Haushaltseinkommen bildet 
die monetären Ressourcen des Haushalts 
ab, in denen die jungen Menschen leben. 
Die Ressourcenausstattung kann in der hier 
gewählten Personengruppe sehr divers sein, 
da zum Beispiel die Wohnsituation (lebt 
noch im Elternhaus vs. eigener Haushalt) 
sehr diverse Haushaltskonstellationen mit 
höchst unterschiedlichen Ressourcenquel-
len mit sich bringt. Der (angestrebte) Schul-
abschluss, zusammen mit dem elterlichen 
ISEI, gibt Aufschluss über Kompetenzen, 
die junge Menschen selbst erworben haben 
bzw. die in ihrer Herkunftsfamilie verfüg-
bar sind, und die direkt oder indirekt für die 
politische Beteiligung relevant sind. Zum 
einen meint dies grundlegende Fähigkeiten 
wie kommunizieren, schreiben und sich in 
Organisationen zurechtfinden, darüber hi-
naus vermitteln Bildungsinstitutionen aber 
auch politikrelevantes Wissen und können 
Lernorte für zivilgesellschaftliche Verant-
wortung und politische Selbstwirksamkeit 
sein (Schlozman, Brady & Verba, 2018, S. 
54).

Als weitere Kontrollvariablen wird das 
Alter (in Jahren: 0  =  16-19, 1  =  20-25, 
2 = 26-33), das Geschlecht (dichotomisiert; 
1 = weiblich), die regionale Herkunft (eben-
falls dichotomisiert auf 0  =  Westdeutsch-
land und 1  =  Ostdeutschland inkl. Berlin) 
sowie der Migrationshintergrund (0 = kein 
Migrationshintergrund, 1 = mindestens ein 
Elternteil im Ausland geboren, 2 = selbst im 
Ausland geboren) in die Untersuchung auf-
genommen.
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4.3	 Datenanalyse

Da der oben beschriebene Summenindex 
der unkonventionellen politischen Partizi-
pation metrisch skaliert ist, werden für die 
multivariate Analyse hier lineare Regres-
sionen berechnet. Die Wahlbeteiligung ist 
binär codiert, sodass hier das logistische 
Regressionsverfahren zum Einsatz kommen 
kann. Der Modellaufbau ist jeweils schritt-
weise und orientiert sich an den Prädiktoren-
bündeln des CVM: Das erste Modell enthält 
die motivationalen Faktoren, das zweite die 
Netzwerkvariablen, das dritte die Angaben 
zu den Ressourcen und das vierte ist das Ge-
samtmodell. Die Kontrollvariablen werden in 
allen Modellen mitgeführt. Zur empirischen 
Untersuchung der genannten Forschungs-
fragen liegen mit AID:A 2019 Angaben 
von 4.637 Befragten im Alter zwischen 16 
und 33 Jahren vor, wobei sich in den mul-
tivariaten Analysen die Fallzahlen aufgrund 
fehlender Angaben in einzelnen Merkmalen 

8	 Bei der Wahlbeteiligung verringern sich auch deshalb die Fallzahlen, weil hier aus den oben beschriebenen Gründen nur Befragte ab 
18 Jahren in die Analyse aufgenommen werden.

auf 3.866 Personen bei den Analysen zur 
unkonventionellen politischen Partizipation 
und auf 3.354 Personen bei der Regression 
der Wahlbeteiligung8 verringern. In den 
dargestellten Regressionsmodellen werden 
jeweils die Effektschätzer (Regressionskoef-
fizienten) und die dazugehörigen Standard-
fehler angeführt und das Bestimmtheitsmaß 
R2 (bzw. das Pseudo-R2 bei den logistischen 
Regressionen) zur Erfassung der Modellgüte 
ergänzt.

Alle hier vorgenommenen Analysen wur-
den mit Hilfe des Statistikprogramms STATA 
(Version 17) durchgeführt.

4.4	 Ergebnisse

Für einen ersten bivariaten Einblick in die 
politische Partizipation junger Menschen 
stellt Abbildung 1 die Verbreitung der Be-
teiligungsformen, die in diesem Beitrag be-
rücksichtigt werden, nach Alter dar. Bei den 

Abbildung 1 
Verbreitung verschiedener Partizipationsformen nach Alter (AID:A 2019, gewichtete Daten, eigene Dar-
stellung)
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über 18-Jährigen ist Wählengehen die mit 
Abstand verbreitetste Partizipationsform: In 
jeder Altersgruppe sind mindestens 60% in 
den vergangenen 12 Monaten mindestens 
einmal wählen gegangen. Bei den unter 
18-Jährigen ist hingegen die Teilnahme an 
einer Demonstration die häufigste Form 
politischer Willensbekundung. Unter den 
unkonventionellen Beteiligungsformen sind 
der Warenboykott und die Teilnahme an 
Unterschriftensammlungen relativ verbrei-
tet, wohingegen nur ein sehr geringer Anteil 
der Befragten sich durch die (zeitaufwendi-
gere) Mitarbeit in einer Bürgerinitiative oder 
den Start einer eigenen Online-Petition po-
litisch beteiligt hat.

Für einen vertieften Blick auf bivariate 
Zusammenhänge aller Variablen finden sich 
in Tabelle 4 im Online-Supplement die Ze-
ro-Order-Korrelationen der in der Analyse 
verwendeten Prädiktoren. Im Folgenden 
werden die Ergebnisse der beiden Regres-
sionsmodellblöcke präsentiert. 

Unkonventionelle politische Partizipation
Die Ergebnisse der multiplen linearen Re-
gression sind in Tabelle 2 dargestellt. Be-
trachtet man zunächst nur die motivationa-
len Faktoren, ist festzuhalten, dass sowohl 
die Zustimmung zur ‚starken Hand‘ als auch 
das politische Interesse stark mit der poli-
tischen Beteiligung insofern korrelieren, als 
dass mit steigender Zustimmung zur ‚star-
ken Hand‘ die Beteiligung signifikant ab-
nimmt und mit steigendem politischem In-
teresse die Beteiligung signifikant zunimmt 
(vgl. Modell 1). Beide Effekte bleiben auch 
unter Hinzunahme der Netzwerkeinbin-
dungen und der Ressourcenausstattung er-
halten (vgl. Modell 4). Darüber hinaus er-
klärt Modell 1 allein 28% der Varianz der 
unkonventionellen politischen Partizipa-
tion. Im Vergleich dazu vermögen Modell 
2 (Netzwerkeinbindungen, inkl. Kontroll-
variablen) lediglich 3% und Modell 3 (Res-
sourcen, inkl. Kontrollvariablen) nur 12% 
der Varianz zu erklären. Modell 1 (28%) 
hat damit fast so eine hohe Erklärungskraft 
wie Modell 4 (30%), in dem alle Einfluss-

faktoren integriert sind. Insgesamt bietet das 
Gesamtmodell 4 eine äußerst zufrieden-
stellende Modellgüte für das Phänomen der 
unkonventionellen politischen Beteiligung.

Lohnenswert ist in Tabelle 2 auch der 
Blick auf die sozialen Netzwerkeinbindun-
gen (in Form von nicht-politischen Vereins-
aktivitäten und die Anzahl der Freund:in-
nen). Zunächst lässt sich – bei Betrachtung 
der Netzwerkvariablen für sich – ein Effekt 
identifizieren, der jedoch durch die Hin-
zunahme der motivationalen und auf Res-
sourcen bezogenen Faktoren verschwindet. 
Weitere Modellrechnungen (hier nicht ab-
gebildet) können zeigen, dass hierfür vor 
allem die motivationalen Faktoren verant-
wortlich sind. 

Beim Blick auf die Ressourcenvariab-
len zeigt sich, dass vor allem das eigene 
Bildungsniveau sowie der sozioökonomi-
sche Status der Eltern mit der unkonven-
tionellen politischen Partizipation insofern 
korrelieren, als dass sich mit steigendem 
(angestrebten) Schulabschluss und steigen-
der ISEI-Klassifizierung der Eltern auch die 
Wahrscheinlichkeit für Beteiligung bei den 
jungen Menschen erhöht. Dies ist sowohl im 
Modell 3, in dem nur die Ressourcenvaria-
blen (unter Kontrolle von Alter, Geschlecht, 
Region und Migrationshintergrund) betrach-
tet werden, als auch im Gesamtmodell 4, wo 
alle theoretisch angenommenen Variablen 
integriert sind, ersichtlich, was – ähnlich den 
motivationalen Faktoren – die Stärke dieses 
Zusammenhangs untermauert. Auffallend ist 
der negative Zusammenhang von Haushalts-
einkommen und unkonventioneller politi-
scher Partizipation (in Modell 4 signifikant 
negativ). Zunächst scheint das Einkommen 
unter alleiniger Betrachtung keine Rolle zu 
spielen, erst unter Hinzunahme von moti-
vationalen und Netzwerkfaktoren hängt das 
Einkommen signifikant mit der unkonventio-
nellen politischen Partizipation zusammen 
(vgl. Modell 4). Auch hier haben weitere 
Analysen ergeben (nicht abgebildet), dass 
die motivationalen Faktoren die entschei-
denden sind, insofern, dass nur unter Kon-
stanthaltung der Motivation steigende Ein-
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kommen mit sinkender unkonventioneller 
politischer Partizipation zusammenhängen. 

Bei der Betrachtung der Kontrollvariablen 
ist vor allem das Zusammenspiel von Ge-
schlecht, Motivation und unkonventioneller 

politischer Partizipation bemerkenswert. Bei 
gleicher Motivation sind Jugendliche und 
junge Menschen, die sich als weiblich be-
schreiben, politisch engagierter als männ-
liche Jugendliche bzw. junge Erwachsene 

AV: Anzahl der unkonventionellen 
politischen Beteiligungen (0-8)

Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4
b (SE) b (SE) b (SE) b (SE)

Zustimmung zur ‚starken Hand‘ -.18*** -.14***
(.02) (.02)

Politisches Interesse .79*** .73***
(.03) (.04)

Vereinsaktivität (nicht-politisch) .15** .02
(.05) (.04)

Anzahl der Freunde .04*** .01
(.01) (.01)

(Angestrebter) Schulabschluss (Ref.: 
ohne Abschluss/Hauptschulabschluss)
Realschulabschluss/Mittlere Reife .23* .03

(.11) (.10)
(Fach-)Abitur/FH-Reife 1.05*** .40***

(.11) (.10)
Nettoäquivalenzeinkommen des -.00 -.00**
Haushalts (.00) (.00)
ISEI der Eltern .01*** .01***

(.00) (.00)
Alter (Ref. 16-19)
20-25 .04 .22* .11 .01

(.09) (.11) (.10) (.09)
26-33 -.11 .08 .03 -.10)

(.08) (.09) (.09) (.08)
Geschlecht (Ref.: Männlich)
Weiblich .18** -.01 -.16* .14*

(.07) (.08) (.07) (.07)
Region (Ref.: West)
Ost .07 .09 .07 .06

(.08) (.11) (.10) (.08)
Migrationshintergrund (Ref.: keiner)
Mind. ein Elternteil im Ausland geboren .19 .15 .26* .26*

(.11) (.13) (.13) (.10)
Selbst im Ausland geboren -.30** -.60*** -.47*** -.25*

(.11) (.12) (.13) (.11)
Konstante -.18 1.40*** .66*** -.62**

(.16) (.12) (.15) (.19)
N 3866 3866 3866 3866
R2 .28 .03 .12 .30

Anmerkungen. Quelle: AID:A 2019, gewichtete Daten, eigene Berechnungen. Unstandardisierte Regres-
sionskoeffizienten, Standardfehler in Klammern; * p<.05, ** p<.01, *** p<.001

Tabelle 2 
Lineare Regression der unkonventionellen politischen Partizipation
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(vgl. Modell 1 und Modell 4). In den Mo-
dellen 2 und 3, in denen die motivationalen 
Faktoren nicht geprüft werden, haben dann 
jedoch die weiblichen Jugendlichen und 
jungen Frauen geringere Partizipationswahr-
scheinlichkeiten als die männlichen. Unter 
Kontrolle von Motivation und Ressourcen-
ausstattung verschwindet der schwache po-
sitive Zusammenhang von Alter und unkon-
ventioneller politischer Partizipation.

Wahlbeteiligung
Betrachtet man die Regressionsmodelle zur 
Beteiligung an Wahlen in Tabelle 3 fällt zu-
nächst auf, dass sich hier – bezogen auf die 
Effektrichtungen und Signifikanzen – viele 
der beschriebenen Zusammenhänge aus 
den Analysen zur unkonventionellen poli-
tischen Partizipation bei jungen Menschen 
wiederfinden. Gerade die starke Rolle der 
motivationalen Faktoren ist auch bei Be-
trachtung der Wahlbeteiligung deutlich her-
vorzuheben: Mit steigender Zustimmung zur 
‚starken Hand‘ sinkt die Wahlbeteiligung im 
signifikanten Maße. Und ebenso hochsigni-
fikant korreliert das politische Interesse posi-
tiv mit der Wahrscheinlichkeit, zur Wahl zu 
gehen. Betrachtet man nur diese beiden Fak-
toren (unter Kontrolle von Alter, Geschlecht, 
regionaler Herkunft und Migrationshinter-
grund) hat das Modell 5 bereits eine hohe 
Erklärungskraft (Pseudo-R2 = 0.23).

Mit Blick auf die Netzwerkvariablen fällt 
auf, dass, anders als bei der unkonventionel-
len politischen Partizipation, bei der Wahl-
bereitschaft die nicht-politischen Netz-
werkeinbindungen auch im Gesamtmodell 
8 weiter relevant bleiben. Mit steigender 
Vereinsaktivität – im Sinne der steigenden 
Anzahl der nicht-politischen Vereine (wie 
z.  B. Sportvereine), in denen die jungen 
Menschen aktiv sind – steigt auch die Wahl-
beteiligung, und zwar auch unter Kontrolle 
von der individuellen Motivation und Res-
sourcen. 

9	 Dieser Zusammenhang könnte darin begründet sein, dass gerade die jüngste Altersgruppe möglicherweise noch keine Gelegenheit 
zum Wählen hatte. Um dies zu prüfen, wurden die Modelle zusätzlich nur mit den jungen Menschen ab 22 Jahren erneut berechnet 
(nicht dargestellt), weil bei ihnen die Möglichkeit zum Wählengehen mindestens einmal gegeben sein musste. Die Effekte des Alters 
verschwinden in diesen zusätzlichen Analysen und stützen damit die Vermutung. Die weiteren Zusammenhänge sind mit den darge-
stellten Modellen vergleichbar. 

Bezogen auf die Ressourcenvariablen 
korreliert vor allem der (angestrebte) Schul-
abschluss stark mit der Wahlentscheidung: 
Mit steigender Bildung erhöht sich auch die 
Wahrscheinlichkeit, dass die jungen Men-
schen wählen gehen. Sowohl im Vergleich 
zwischen „ohne Abschluss/Hauptschulab-
schluss“ und „Realschulabschluss/Mittlere 
Reife“ als auch zwischen „ohne Abschluss/
Hauptschulabschluss“ und „(Fach-)Abitur/
FH-Reife“ gibt es einen hochsignifikanten 
Unterschied mit positiven Vorzeichen. Der 
Zusammenhang der elterlichen Ressourcen-
ausstattung hat in den vorliegenden Modell-
rechnungen nur eine untergeordnete Be-
deutung, der schwache Effekt verschwindet 
sogar in der Gesamtmodellrechnung (vgl. 
Modell 8). Auch das Haushaltseinkommen 
korreliert nicht mit der Wahlbeteiligung.

Bei der Auswertung der Kontrollvariablen 
zeigt sich Folgendes: Das Geschlecht und 
die regionale Herkunft korrelieren nicht mit 
der Wahlbeteiligung junger Menschen. Al-
lerdings gehen junge Menschen, bei denen 
ein oder beide Elternteil(e) im Ausland ge-
boren sind, deutlich seltener zur Wahl als 
jene ohne Migrationshintergrund. Noch viel 
deutlicher ist der Gap dann zwischen jun-
gen Menschen ohne Migrationshintergrund 
und jenen, die selbst im Ausland geboren 
sind. Über alle vier Modelle bleiben die-
se negativen Zusammenhänge hochsigni-
fikant. Auch zeigen die hier präsentierten 
Analysen einen Zusammenhang von Alter 
und Wahlbeteiligung, insofern, dass sowohl 
die Gruppe der 20- bis 25-Jährigen als auch 
die 26- bis 33-Jährigen sich signifikant häu-
figer an Wahlen beteiligen als die 18- bis 
19-Jährigen9. 

5	 Diskussion
Die Analysen zeigen, dass motivationa-
le Faktoren eine große Bedeutung für die 
politische Partizipation junger Menschen 
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haben. Zum einen deutet sich – dem For-
schungsstand entsprechend – an, dass jun-
ge Menschen häufiger wählen gehen und 
versuchen, auf unkonventionelle Weise 
Einfluss zu üben, wenn sie sich stärker für 

Politik interessieren. Zum anderen erweist 
sich eine latent antidemokratisch-autoritä-
re Einstellung, operationalisiert als Zustim-
mung zur ‚starken Hand‘, als partizipations-
hemmend. Die herausgehobene Bedeutung 

AV: Sich an Wahlen beteiligen (1 = ja) Modell 5 Modell 6 Modell 7 Modell 8
b (SE) b (SE) b (SE) b (SE)

Zustimmung zur ‚starken Hand‘ -.18*** -.09*
(.04) (.04)

Politisches Interesse .63*** .49***
(.07) (.07)

Vereinsaktivität (nicht-politisch) .42*** .31**
(.10) (.10)

Anzahl der Freunde .06* .02
(.02) (.02)

(Angestrebter) Schulabschluss (Ref.: 
ohne Abschluss/Hauptschulabschluss)
Realschulabschluss/Mittlere Reife .85*** .77***

(.18) (.18)
(Fach-)Abitur/FH-Reife 1.61*** 1.21***

(.18) (.19)
Nettoäquivalenzeinkommen des .00 .00
Haushalts (.00) (.00)
ISEI der Eltern .01* .01

(.00) (.00)
Alter (Ref. 18-19)
20-25 .82*** .88*** .82*** .79***

(.19) (.18) (.19) (.20)
26-33 .60*** .70*** .68*** .66***

(.17) (.16) (.18) (.19)
Geschlecht (Ref.: Männlich)
Weiblich .24 .18 -.07 .18

(.12) (.12) (.12) (.13)
Region (Ref.: West)
Ost -.12 -.00 -.03 -.05

(.15) (.15) (.15) (.15)
Migrationshintergrund (Ref.: keiner)
Mind. ein Elternteil im Ausland geboren -1.08*** -.96*** -.87*** -.92***

(.18) (.17) (.17) (.18)
Selbst im Ausland geboren -2.70*** -2.58*** -2.64*** -2.59***

(.18) (.17) (.19) (.19)
Konstante -.35 .29 -.66 -1.79***

(.33) (.20) (.27) (.40)
N 3354 3354 3354 3354
Pseudo-R2 .24 .19 .24 .28

Anmerkungen. Quelle: AID:A 2019, gewichtete Daten, eigene Berechnungen. Unstandardisierte Regres-
sionskoeffizienten, Standardfehler in Klammern; * p<.05, ** p<.01, *** p<.001

Tabelle 3 
Logistische Regression der Wahlbeteiligung
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der individuellen Motivation unter den drei 
Einflussdimensionen wird auch von der ho-
hen Erklärungskraft der Modelle, die nur 
die Motivations- und Kontrollvariablen ent-
halten, unterstrichen. Diese sticht vor allem 
bei den Modellen zur unkonventionellen 
politischen Partizipation hervor, während 
die Wahlbeteiligung gleichermaßen gut 
von Ressourcen und Motivation erklärt 
wird. Dieser Befund steht im Einklang mit 
Kirbiš, Flere, Friš et al. (2017), deren Ana-
lysen auch auf die hohe Relevanz der in-
trinsischen Motivation bei Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen hinweisen. Gerade die 
Relevanz der antidemokratisch-autoritären 
Einstellung für die politische Beteiligung 
wurde bisher nicht erforscht und stellt so-
mit eine Erweiterung des Civic Voluntarism 
Model dar. 

Dem theoretischen Modell folgend, wur-
de in diesem Beitrag auch die Korrelation 
von Ressourcen und der Netzwerkeinbin-
dung mit der politischen Partizipation mit-
berücksichtigt. Hier zeigen sich leichte Un-
terschiede zwischen Wahlbeteiligung und 
unkonventioneller politischer Partizipation. 
So ist die Einbindung in (nicht-politikbezo-
gene) Netzwerke nur für die Wahlbeteili-
gung von Relevanz. Entsprechend weist das 
Netzwerkmodell bei der unkonventionellen 
politischen Partizipation auch nur eine sehr 
geringe Erklärungskraft auf. Da Wählenge-
hen in der Gesamtgesellschaft prävalen-
ter und vor allem in akuten Wahlperioden 
auch (überregional) präsenter ist, spricht 
viel dafür, dass dies auch in explizit nicht 
politisch motivierten Zusammenhängen 
und Gruppen zum Thema wird („somebody 
asked“), während spezifischere politische 
Partizipationsformen nicht thematisiert wer-
den. Dieses Ergebnis steht nicht im Einklang 
mit einer früheren Untersuchung, die darauf 
hindeutet, dass die Teilnahme an einer Ju-
gendorganisation für die unkonventionelle 
politische Partizipation bedeutungsvoll ist 
(Eckstein, Jugert, Noack et al., 2015). Mögli-
cherweise liegt dies daran, dass mit Jugend-
organisationen auch politische Gruppen 
erfasst wurden, während in unserer Unter-

suchung nur explizit nicht-politische Orga-
nisationen in den Indikator aufgenommen 
wurden. Die Anzahl der Freunde korreliert 
in den Gesamtmodellen weder signifikant 
mit der unkonventionellen politischen Parti-
zipation noch mit der Wahlbeteiligung. 

Der Schulabschluss stellt für beide Par-
tizipationsarten die wichtigste Ressource 
dar, für die unkonventionelle Partizipation 
ist zusätzlich der sozioökonomische Sta-
tus der Eltern von Bedeutung. Ressourcen 
haben insbesondere für die Wahlbeteili-
gung eine hohe Erklärungskraft. Dieses Er-
gebnis steht im Widerspruch zu Befunden 
von Kirbiš, Flere, Friš et al. (2017), die 
weder für konventionelle noch für protest-
orientierte politische Partizipation einen 
Effekt des sozioökonomischen Status der 
Familie feststellen, was die Autor*innen 
allerdings auf die egalitäre Gesellschaft in 
Slowenien zurückführen. Eckstein, Jugert, 
Noack et al. (2015) finden hingegen eben-
falls Hinweise auf die Bedeutung sozioöko-
nomischer Merkmale (elterliche Bildung) 
für die politische Partizipation (nicht-mi-
grantischer) Jugendlicher in Deutschland. 
Unter den Kontrollvariablen zeigt der Mi-
grationshintergrund einen robusten und 
deutlichen Zusammenhang sowohl mit der 
unkonventionellen politischen Partizipation 
als auch mit der Wahlbeteiligung. Dabei 
zeigen sich die deutlichsten Unterschiede 
zwischen den Befragten der ersten Zuwan-
derungsgeneration und denjenigen ohne 
Migrationshintergrund, was sich mit den 
Befunden einer früheren Studie deckt (Müs-
sig, 2020). Während Befragte der zweiten 
Generation in etwas geringerem Ausmaß, 
aber signifikant seltener wählen gehen, 
zeigt sich unter Kontrolle der Ressourcen 
eine signifikant höhere unkonventionelle 
politische Partizipation, was bedeutet, dass 
junge Menschen mit Migrationshintergrund, 
die selbst in Deutschland geboren sind, bei 
gleichem sozioökonomischem Status stär-
ker unkonventionell partizipieren. Bei den 
jungen Menschen, die selbst im Ausland ge-
boren sind, bleibt der negative Zusammen-
hang zwischen Migrationshintergrund und 
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politischer Beteiligung in allen geschätz-
ten Modellen hochsignifikant negativ. Zu-
mindest bezogen auf die Wahlbeteiligung 
können unsere Analysen dabei nicht aus-
schließen, dass auch staatsbürgerrechtliche 
Restriktionen einen Einfluss auf diese Effekte 
haben könnten. Zukünftige Untersuchun-
gen müssten hier vertiefte Analysen unter 
Einbezug der Staatsangehörigkeit vorneh-
men.

Mit Blick auf die beteiligungsbezogenen 
Möglichkeitsräume junger Menschen (z. B. 
in der Klimabewegung, im Internet oder 
bei den Jugendorganisationen der Parteien) 
kann also insgesamt festgehalten werden, 
dass das individuelle politische Interesse 
und die Vorstellungen über die Rolle von 
Staat und Bürger:innen bei politischen Ent-
scheidungsprozessen entscheidend sind: 
Erst wenn junge Menschen sich für ein poli-
tisch relevantes Thema interessieren und es 
als ihre Aufgabe begreifen, dies mitzugestal-
ten, werden sie auch selbst aktiv.

Der Befund, dass autoritäre Einstellungen 
mit einer geringeren politischen Partizipa-
tion verbunden sind, mag auf den ersten 
Blick verwundern, da gerade auch rechtsex-
treme Weltbilder autoritäre Staatsvorstellun-
gen beinhalten (s. z. B. Decker, Kiess, Schu-
ler et al., 2020). Allerdings zielt weder der 
Wortlaut des verwendeten Items noch die 
Stichprobenziehung der AID:A-Studie auf 
die Erfassung rechtsextremer Einstellungen; 
vielmehr geht es um die Habitualisierung 
der autoritären Reaktion nach Oesterreich 
(1993, 2000), die vermutlich nur in Einzel-
fällen, die in den Analysen nicht ins Ge-
wicht fallen, mit einem geschlossen rechts-
extremen Weltbild verbunden ist. 

Abschließend wird eine zentrale Limita-
tion der vorliegenden Befunde präsentiert, 
welche zugleich auf weiteren Forschungs-
bedarf verweist: Im Rahmen des Civic Vo-
luntarism Model wird ein kausaler Effekt der 
Motivation sowie der Ressourcen und Netz-
werkeinbindungen auf die politische Partizi-
pation behauptet. Anhand der vorliegenden, 
auf Querschnittdaten basierenden Analysen 
kann allerdings nur eine Korrelation dieser 

Prädiktoren mit der politischen Partizipation 
festgestellt werden. Für die Variablen zu den 
Ressourcen und der Einbindung in (unpoli-
tische) Netzwerke kann einigermaßen plau-
sibel angenommen werden, dass sie zeitlich 
schon vor der politischen Partizipation vor-
handen waren und dass hinter der Korre-
lation tatsächlich ein kausaler Effekt steht. 
Schwieriger ist diese Annahme hinsichtlich 
politischer Orientierungen, also dem politi-
schen Interesse und einer antidemokratisch-
autoritären Einstellung. Nicht auszuschlie-
ßen ist hier, dass die Partizipation wiederum 
die politischen Orientierungen beeinflusst 
(Quintelier & Hooghe, 2011) oder dass eine 
Konfundierung vorliegt, weil sowohl die 
Orientierungen als auch die Partizipation 
durch unbeobachtete familiäre Merkmale 
beeinflusst werden (Weinschenk, Dawes, 
Oskarsson et al., 2021). 

Überdies fehlt in unserem Prädikto-
renbündel die Integration der politischen 
Selbstwirksamkeit, weil jene mit den AID:A 
2019 Daten nicht erhoben wurde. Politische 
Selbstwirksamkeit wird im CVM als ein we-
sentlicher motivationaler Einflussfaktor auf 
politische Beteiligung angesehen (Schloz-
man, Brady & Verba, 2018, S. 59) und hat 
sich mehrfach empirisch bewährt (u. a. Ca-
prara, Vecchione, Capanna et al., 2009; Mo-
eller, Vreese, Esser et al., 2014). Zukünftige 
Analysen mit komplexeren Daten müssten 
zeigen, welche Rolle die politische Selbst-
wirksamkeit an dieser Stelle spielt.

Eine weitere Limitation der Studie besteht 
in der Nutzung eines einzelnen Items (Zu-
stimmung zur ‚starken Hand‘) stellvertretend 
für eine antidemokratisch-autoritäre Einstel-
lung. Eine Hinzunahme weiterer Items, z. B. 
bezogen auf populistische Positionen oder 
gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 
als Dimensionen antidemokratischer Ein-
stellungen (vgl. Hövermann, Kohlrausch & 
Voss, 2021; Zick & Küpper, 2021) oder be-
zogen auf konventionelle Anpassung und 
Machtorientierung als Dimensionen der au-
toritären Reaktion (vgl. Oesterreich, 1993) 
könnten den Indikator hier anreichern. 

Trotz dieser Einschränkung können die 
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Befunde dieses Beitrags als Verweis darauf 
gelesen werden, dass gerade auch die Vor-
stellungen, die Jugendliche und junge Er-
wachsene von ihren eigenen staatsbürger-
lichen Pflichten sowie der Rolle des Staates 
haben, eine große motivierende Bedeutung 
für ihre politische Aktivität und letztlich für 
die Legitimität des politischen Systems ha-
ben. In zukünftigen Analysen sollten daher 
bei der Prüfung des CVM im Rahmen der 
Operationalisierung der Motivation stärker 
auch diese Einstellungsdimensionen mit in 
den Blick genommen werden. In der vorlie-
genden Arbeit wurde dies mit Erkenntnisge-
winn mit einer antidemokratisch-autoritären 
Einstellung begonnen, zukünftige Analysen 
könnten in diesem Sinne beispielsweise 
auch auf pro-demokratische oder post-
materialistische Werte (vgl. auch Kirbiš, 
Flere, Friš et al., 2017) erweitert werden. 
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